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41. Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schöneberg von Berlin am 17.12.2014

Große Anfrage 

Gleditschstraße 49/69: Milieuschutz, Instandsetzung und Modernisierung und die Einflussmöglichkeiten des Bezirksamtes
1. Welchen Stand haben die Bauanträge zu den Häusern Gleditschstraße 49, 51,… bis 67,69 und deren Prüfung im Rahmen der Erhaltungsverordnung?
Hinsichtlich des FB Stadtplanung ist die planungsrechtliche Prüfung des Bauantrages im Wesentlichen abgeschlossen. Für eine erhaltungsrechtliche Zustimmung bestanden insbesondere wegen der zu erwartenden hohen Umlagekosten für die betroffene Mieterschaft noch Vorbehalte. In einem Erörterungsgespräch am 09.12.2014 konnte zwischen Bezirksamt und dem Bauträger hinsichtlich dieser Vorbehalte ein Lösungsansatz gefunden werden. Darüber hinaus ist ein Gespräch in Form eines „Runden Tisches“ in der zweiten Januarwoche 2015 zusammen mit Vertretern der Mieterschaft, der Vorhabenträger und des Stadtentwicklungsamtes geplant. Eine planungsrechtliche und erhaltungsrechtliche Genehmigung des Bauvorhabens wird voraussichtlich Anfang des nächsten Jahres nach dem Runden Tisch erteilt werden können.
2. Kann das Bezirksamt den Verdacht von Mietern (betroffen 117 Mietparteien) nachvollziehen, dass es sich um eine überzogene Energetische Sanierung handelt?
Nein. Gemäß § 172 Absatz 1 Nr. 2 i.V.m. Absatz 4 Nr. 1 a) BauGB ist bei Einhaltung der Mindestanforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) die erhaltungsrechtliche Genehmigung zwingend zu erteilen.

Im Rahmen der EnEV schreibt der Gesetzgeber die Einhaltung der Vorgaben dann vor, wenn mehr als 10 Prozent der Außenwände, des Daches, der obersten Geschossdecke oder der Kellerdecke nachträglich gedämmt werden oder mehr als 30 Prozent der Fenster erneuert werden (vgl. § 9 Abs. 3 EnEV).
Gemäß § 9 EnEV sind hierbei die Anforderungen bei Änderung von Außenbauteilen und Vorgaben für die Bewertung bestehender Wohngebäude zu beachten. Zudem bestehen gemäß § 10 EnEV bestimmte Nachrüstungspflichten bei Anlagen und Gebäuden, die vom jeweiligen Bauträger ggf. einzuhalten sind.
Im Bauvorhaben Gleditschstraße 49 - 69 beziehen sich die Maßnahmen zur energetischen Sanierung auf das Anbringen eines Wärmedämmverbundsystems (Fassadendämmung), den Einbau von dreifach verglasten Kunststofffenstern und einem Lüftungssystem (dezentrale Einzelventilator-Lüftungsanlagen). Bei der Auswahl des Sanierungskonzeptes wurden durch den Bauträger insgesamt 6 Varianten untersucht.
Gemäß den vom Bezirksamt erlassenen Prüfkriterien für die Umsetzung der sozialen Erhaltungsverordnung sind energetische Sanierungsmaßnahmen anhand der geltenden Vorgaben zu beurteilen. Hierbei kann eine erhaltungsrechtliche Versagung bei einer Überschreitung der Mindestanforderungen der EnEV (vgl. Punkt 2.2.2) bei Maßnahmen zur Energieeinsparung ausgesprochen sowie eine Einzelfallprüfung für das Anbringen einer Fassadendämmung (vgl. Punkt 2.2.3) vorgenommen werden. Anhand der Anforderungen für die Höchstwerte von Bauteilen (gem. Anlage 3, Tabelle 1 der EnEV) besteht die Möglichkeit der Einordnung der jeweiligen Bauteile hinsichtlich bestehender Mindestanforderungen. Die hierbei bestehenden Unterschreitungen der Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten bei den Bauteilen Fassadendämmung und Fenster werden nach den Angaben des Bauträgers durch die vorgesehene Einsparung der Kosten für die Kellerdeckendämmung kompensiert. Durch die energetische Sanierung werden für die betroffenen Mieter Umlagekosten i.H.v. 1,38 €/m² Wohnfläche (gegenüber 1,45 €/m² Wohnfläche Umlagekosten bei Einhaltung der Höchstwerte gemäß EnEV und Dämmung der Kellerdecke) entstehen. Unter diesen Annahmen kann vom Bezirksamt eine Unterschreitung der Bauteilkennwerte zugestimmt werden.
Insofern kann bei dem beantragten energetischen Sanierungskonzept nicht von einer überzogenen Sanierung gesprochen werden. 
3. Welche Rolle spielen bauliche Grundmängel und deren notwendige vorherige Beseitigung bei einer erhaltungsrechtlichen Beurteilung einer Energetischen Modernisierung?
Bei der Umsetzung baulicher Maßnahmen zur energetischen Sanierung sind vom Gesetzgeber bauliche Grundmängel und deren vorherige Beseitigung nicht geregelt und werden bei der erhaltungsrechtlichen Beurteilung somit nicht berücksichtigt. In den Bauberatungsgesprächen mit den Bauträgern im FB Stadtplanung wird jedoch auf die Notwendigkeit der Beseitigung z. B. von Feuchtigkeitsschäden vor einer geplanten energetischen Sanierung hingewiesen. Im Übrigen sind die eingesparten Instandsetzungskosten für Fenster und Türen in der Berechnung der Modernisierungsumlage kostensenkend eingerechnet.
4. Welche Verantwortung hätte das Bezirksamt für (genehmigte) Maßnahmen der energetischen Sanierung, die aufgrund von Instandhaltungsmängeln so nicht sinnvoll wären bzw. vorgeschaltet dazu erst bestimmte Sanierungsarbeiten notwendig wären?
Das Bezirksamt (FB Stadtplanung) kann für mögliche Einschränkungen geplanter energetischer Sanierungsmaßnahmen durch Instandhaltungsmängel keine Verantwortung übernehmen. Der Bauträger ist bei der Umsetzung energetischer Modernisierungsmaßnahmen gehalten nach geltendem Baurecht zu handeln. Zudem ist i.d.R. davon auszugehen, dass der Bauträger bei energetischen Sanierungen dem Ziel der Energieeinsparung und Wohnwertverbesserung folgen möchte.
5. Auf welcher rechtlichen Grundlage und zu welchem Zweck fand eine Begehung der Bauaufsicht am 17.11. statt?
Aufgrund der Meldung von Mietern über Feuchtigkeitsschäden und angeblicher Bautätigkeiten fand auf Veranlassung der Wohnungsaufsicht nach §§ 3, 4 und 9 Wohnungsaufsichtsgesetz Berlin (WoAufG) die Begehung statt.
6. 
Welche Bauanträge zu dem Gebäudekomplex unterliegen keinen erhaltungsrechtlichen Vorbehalten und was sind dafür die Gründe?
Innerhalb der beantragten Baumaßnahmen ist die Aufstockung des Dachgeschosses um ein Vollgeschoss nicht Bestandteil der erhaltungsrechtlichen Prüfung. Die Schaffung von Wohnungsneubau (Neubau oder Dachgeschossausbau) fällt nicht unter die vom Bezirksamt erlassenen Prüfkriterien für die Umsetzung der sozialen Erhaltungsverordnung bzw. unter einen erhaltungsrechtlichen Genehmigungsvorbehalt. Hintergrund hierbei ist vor allem die Schaffung von benötigtem Wohnraum (14 WE mit einer durchschnittlichen Wohnfläche von 100 m²), durch den Bauträger.
7. Wie schätzt das Bezirksamt die Mietbelastung der geplanten Gesamtmaßnahmen ein und welche Möglichkeiten sieht es dämpfend einwirken zu können (z. B. Sozialplan – im Geist der Ziele der Erhaltungsverordnung, wenn deren Mittel schon nicht greifen)?
Die Mietbelastung der Gesamtmaßnahmen werden sich aufgrund der zu erwartenden Umlagekosten nach aktuellen Stand auf ca. 1,53 €/m² Wohnfläche erhöhen (unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Heizkosteneinsparungen von ca. 0,40 €/m² Wohnfläche). Damit ergibt sich eine durchschnittliche 25-prozentige Mietsteigerung der Nettokaltmiete auf ca. 7,50 €/m² Wohnfläche für die betroffene Mieterschaft.
Es wird darauf hingewiesen, dass das Vorhaben hinsichtlich notwendiger Bauberatungen (im Vorfeld einer im November 2013 beantragten Baugenehmigung) bereits seit Ende 2012 im Fachbereich Stadtplanung betreut wurde und entsprechende Aussagen zur Genehmigungsfähigkeit gemacht wurden. In diesem Zeitraum bestand zu Beginn der Bauberatungsgespräche noch kein konkreter Zeithorizont hinsichtlich eines Erlasses einer sozialen Erhaltungsverordnung gem. § 172 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB durch den Bezirk bzw. nach Beschlussfassung für die Einleitung eines Verfahrens zum Erlass einer sozialen Erhaltungsverordnung am 20. August 2013 hinsichtlich der konkreten Inhalte von Prüfkriterien zur Beurteilung von baulichen Maßnahmen in den Erhaltungsgebieten. Die geplanten Maßnahmen waren zu diesem Zeitpunkt nach den geltenden planungsrechtlichen Bestimmungen grundsätzlich genehmigungsfähig. Der Bauträger ist jedoch darauf hingewiesen worden, dass eine Erhaltungsverordnung in Vorbereitung ist.
Durch die Erörterungsgespräche mit dem Bauträger konnte das Bezirksamt die Belastungen der Mieter durch die Umlagekosten reduzieren. Hinsichtlich der Mieterbelastungen durch mögliche hohe Umlagekosten einzelner Baumaßnahmen stellte der Bauherr für den Anbau der Aufzüge eine verringerte Kostenbeteiligung in Aussicht. Die geplante Erneuerung der vorhandenen Balkonanlagen führt zu keinen umlagerelevanten Mieterbelastungen. Zudem wird den Mietern die erstmalig einen Balkon erhalten sollen eine Wahlmöglichkeit der Baumaßnahme eröffnet. Insgesamt kann durch diese Ansätze die finanzielle Belastung der Mieter deutlich verringert werden.

Daniel Krüger, Bezirksstadtrat
